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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. WINDHAGER als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX , geb. XXXX , StA: Russische Foderation, vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 17.05.2019,
ZI. 752130104-140318197, nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung am 08.06.2021 zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:


file:///

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1.1 Der Beschwerdefuhrer ist russischer Staatsangehoriger und stellte erstmalig am 06.12.2005 einen Asylantrag,
welcher gemaR8 5 AsylG 1997 wegen Zustandigkeit der Slowakei zuriickgewiesen wurde. Dort stellte der
Beschwerdefiihrer am 13.04.2006 erneut einen Asylantrag. In der Slowakei wurde Uber den Asylantrag des
Beschwerdefihrers negativ entschieden.

1.2 Am 22.12.2014 gelangte der Beschwerdeflhrer erneut illegal ins Bundesgebiet und stellte am 23.12.2014 den
gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz. Zuvor stellte er am 05.12.2011 einen Asylantrag in Polen und am
10.04.2012 in Frankreich. In Frankreich wurde Uber den Asylantrag des Beschwerdeflihrers negativ entschieden.

1.3 Im Zuge seiner Erstbefragung durch Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes vom 23.12.2014 legte der
Beschwerdefihrer einen russischen Inlandsreisepass vor mit dem 27.08.2014 als Ausstellungsdatum, welcher durch
die Behorde als ,authentisch (echt)” qualifiziert wurde. Dabei brachte der Beschwerdefuhrer ua. vor, er habe seine
Ehegattin nach muslimischen Recht in Frankreich im Janner 2014 geheiratet und sie lebe nunmehr in XXXX . Er sei am
21.11.2014 von Tschetschenien mit dem Pkw kommend nach XXXX und anschlieBend mit dem Zug nach XXXX
gefahren, habe dort bis 19.12.2014 bei einem Bekannten gewohnt und sei dann schlepperuntersttitzt mit einem Pkw
bis nach XXXX zu seiner Frau gefahren. Vorher habe er in der Slowakei, in Polen und in Frankreich um Asyl angesucht,
wobei er in der Slowakei und in Frankreich einen negativen Bescheid bekommen und in Polen die Entscheidung nicht
abgewartet habe. Er sei nach seinem Aufenthalt in Frankreich in seine Heimat zurlickgekehrt und von dort aus nach
Osterreich gefahren. Zu seinen Fluchtgriinden befragt, gab der Beschwerdefiihrer an, in Tschetschenien hitten die
Leute von Kadyrow viele Hauser in Brand gesetzt, was er im Fernsehen gesehen habe. Ein Nachbar habe ihn angerufen
und ihm mitgeteilt, dass die tschetschenischen Behdrden nach ihm suchen wirden bzw gefragt hatten. Er habe aber
schon zuvor den Entschluss gefasst, nach Osterreich zu reisen.

1.4 Am 19.03.2015 erfolgte die niederschriftliche Einvernahme des Beschwerdefiihrers vor dem Bundesamt flr
Fremdenwesen und Asyl. Hierbei gab er ua zu Protokoll, nach seiner Uberstellung in die Slowakei 2006 in die Russische
Foderation zurtickgekehrt und bis 2011 in Tschetschenien aufhaltig gewesen zu sein. Anfang Dezember 2011 sei er
schlie3lich Gber Polen nach Frankreich gereist. Nachdem er in Frankreich einen negativen Bescheid bekommen habe,
sei er im Februar 2014 wieder in die Russische Fdderation zurlickgekehrt. Da die Situation in Tschetschenien nicht
stabil und seine Frau in Osterreich gewesen sei, sei er wieder nach Osterreich gekommen. In die Russische Féderation
zurlickgekehrt sei er, weil er sehen habe wollen, wie die Situation zu Hause sei. Er habe nicht auf Kosten seiner Frau in
Osterreich leben wollen. Seine Frau arbeite derzeit nicht, sie sei im Krankenstand.

1.5 Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 27.12.2018 wurde der Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 21.04.2015, mit welchem der Asylantrag des BF zurlickgewiesen wurde, gemaR § 21 Abs.
3 BFA-VG behoben und das Verfahren in Osterreich zugelassen.

1.6 Am 21.03.2019 wurde der Beschwerdefihrer erneut vom Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl niederschriftlich
einvernommen, im Zuge dessen er eine Bestatigung des Ministeriums Uber einen Brand im Dorf XXXX sowie eine
Ladung des Innenministeriums vorlegte und dazu vorbrachte, dass sein Haus XXXX in Brand gesetzt worden sei. Er sei
damals in Frankreich gewesen, seine Mutter und sein Vater hatten dort gelebt. Er habe zudem eine Ladung erhalten,
weil er nach Europa gegangen sei. Eine solche wirde jeder, der nach Europa gehe, erhalten. Sein Cousin sei auf
Nachkommen einer Ladung verhaftet worden, man habe ihm Waffen untergeschoben. Der BF gab an, keinen Kontakt
zu Extremisten zu haben und sich mit dem IS nicht auseinandergesetzt zu haben. Er habe aber Probleme als
Tschetschene in Russland gehabt. Nach dem zweiten Tschetschenienkrieg hatten alle Tschetschenen Probleme gehabt.
Nach seinem ersten Asylantrag in Osterreich und der Slowakei sei er nach Tschetschenien zuriickgekehrt. Er habe
2011 schlieRlich Russland verlassen, weil sein Leben in Gefahr gewesen sei. 2014 sei er nach Tschetschenien
zuruckgekehrt, wo er sich auch einen Pass ausstellen lassen habe. Er sei beim Passamt gewesen, wo es keine Probleme
gegeben hatte.

Zu seinen Fluchtgrinden befragt, gab der Beschwerdeflhrer an, im Mai 2008 berfallen und mitgenommen worden zu
sein. Er wisse nicht wohin er gebracht und wie lange er festgehalten worden sei. Man habe ihn geschlagen und nach
Waffen befragt. Er sei bewusstlos und halb tot gefunden worden. Er wisse nicht genau, warum er befragt worden sei,


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21

auBerte aber die Vermutung, dass es mit einem damaligen Brigadegeneral, in dessen Haus er Waffen gesehen habe,
zusammenhangen koénne. Er sei danach nach XXXX gegangen, wo er sicher gewesen sei und keine Probleme gehabt
habe.

1.7 Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 17.05.2019 wurden die Antrage des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten und
hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische
Foderation abgewiesen (Spruchpunkte |. und Il.). Dem Beschwerdefihrer wurde ein Aufenthaltstitel aus
berucksichtigungswuirdigen Grinden gemal 8 57 AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt Il1.), unter Spruchpunkt IV.
wurde gegen den Beschwerdefihrer eine Rlckkehrentscheidung erlassen und unter Spruchpunkt V. wurde
festgestellt, dass die Abschiebung des Beschwerdeflhrers gemald § 46 FPG 2005 zuldssig sei. Die Frist fur die freiwillige
Ausreise wurde mit zwei Wochen ab Rechtskraft der Riickkehrentscheidung festgelegt (Spruchpunkt VL.).

Spruchpunkt I. begriindete das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl damit, dass der Beschwerdeflhrer eine
Geféhrdungslage in der Russischen Féderation nicht glaubhaft gemacht habe und nicht festgestellt werden kdnne,
dass er in der Russischen Foderation aufgrund seiner Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung verfolgt werde. Sein Vorbringen sei nicht glaubhaft gewesen, da dies
hoéchst vage und nicht nachvollziehbar gewesen sei. Der Beschwerdefuhrer sei mehrmals aufgefordert worden, sein
Vorbringen zu konkretisieren, dem er aber nicht nachgekommen sei. Bei einem Uberfall wie der Beschwerdefiihrer ihn
dargestellt habe, sei davon auszugehen, dass ein solches Ereignis detailgetreu wiedergegeben werden kénne, was der
BF nicht getan habe. Bei den vom BF geschilderten Verletzungen sei auch davon auszugehen, dass er Unterlagen eines
Krankenhauses vorzeigen hatte kdnnen. Der Beschwerdeflhrer habe auBerdem sein Herkunftsland erst drei Jahre
nach diesem Vorfall verlassen. Auch bezlglich des Brandes im Jahre XXXX habe der Beschwerdefiihrer sich in
Widerspriche verstrickt. So sei namlich - trotz der Behauptung des Beschwerdefiihrers, die Polizei arbeite mit Kadyrow
zusammen und kdnne daher nicht verstandigt werden - ein Ministerium in Kenntnis gesetzt worden, welches eine
Bestatigung Uber den Brand ausgestellt habe. Die vom Beschwerdeflhrer im Asylverfahren angegebene Adresse des
Hauses stimme Uberdies nicht mit der Adresse auf dieser Bestatigung Uberein. Auch die vorgelegte Ladung sei
aufgrund der handschriftlichen Ausbesserungen nicht glaubhaft. Auferdem habe der Beschwerdefihrer sich
problemlos einen Inlandspass auf legalem Wege besorgen kénne, sodass eine Verfolgung seitens der Behdrden nicht
anzunehmen sei.

Zu Spruchpunkt Il. wurde ausgefuhrt, dass der Beschwerdefiihrer bei einer Rickkehr nicht in eine Notlage
entsprechend Art. 2 bzw 3 EMRK gelangen wurde. Er sei imstande mit Hilfe der eigenen Arbeitsleistung und der
Unterstltzung seiner Angehdrigen sich einen Lebensunterhalt zu sichern, sei gesund und arbeitsfahig, spreche
Russisch und Tschetschenisch, habe im Herkunftsland die Schule besucht und den Grof3teil seines Lebens dort
verbracht.

Zum Privat- und Familienleben des Beschwerdeflihrers wurde festgestellt, dass der Beschwerdefuhrer zwar traditionell
und standesamtlich mit seiner Frau verheiratet sei, er aber keiner Erwerbstatigkeit nachgehe, keine anderen engen
Kontakte habe oder andere integrative MalRnahmen gesetzt habe. Zwischen seiner Frau und dem Beschwerdefihrer
bestehe kein Abhangigkeitsverhaltnis und sei das Familienleben mit dieser zu einem Zeitpunkt entstanden, in dem sich
der Beschwerdeflhrer seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst war.

1.8 Die dagegen erhobene Beschwerde der Diakonie Fliichtlingsdienst Beratung gem GmbH ARGE Rechtsberatung vom
14.06.2019 monierte die Verletzung von Verfahrensvorschriften sowie eine unrichtige rechtliche Beurteilung. Die
belangte Behdrde habe in einem mangelhaften Ermittlungsverfahren nicht erhoben, dass der Beschwerdefiihrer seine
Folterverletzungen bei seinem Onkel in XXXX ausgeheilt habe im Zeitraum zwischen 2008 und 2011. Weiters habe er
den Inlandspass durch die Bezahlung einer Person erhalten. Auch der Widerspruch der Hausnummern hatte sich bei
entsprechendem Nachfragen leicht erklaren lassen; das Haus seiner Familie sei namlich spater aufgrund der GroRe
aufgeteilt worden. Der BeschwerdefUhrer habe entgegen der Ansicht der belangten Behdrde sein Vorbringen
detailliert und lebensnahe gestaltet. Was dem Beschwerdefiihrer 2008 geschehen sei, wirde aulerst traumatische
Erlebnisse darstellen, die der Beschwerdefiihrer verdrangt habe. Der Beschwerdeflhrer sei nach dem Uberfall schwer
verletzt gewesen und hatte, sobald es ihm mdglich gewesen sei, die Flucht 2011 angetreten. Die belangte Behorde
hatte daher feststellen muissen, dass der Beschwerdeflhrer einer Verfolgung aufgrund einer ihm unterstellten
politischen Gesinnung in seinem Herkunftsland unterliege und ihm bei einer Rlckkehr mit maf3geblicher
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Wahrscheinlichkeit Folter bzw Misshandlungen durch die Polizei drohen wirden. AuBerdem drohe dem
Beschwerdefihrer als Mitglied der sozialen Gruppe der Ruckkehrer aus dem Ausland eine Verfolgung. Bezlglich der
Ruckkehrentscheidung flihrte die Beschwerde aus, dass der Beschwerdefuhrer nun seit mittlerweile viereinhalb Jahre
in Osterreich aufhiltig sei, ohne, dass ihm diese Verfahrensdauer zur Last gelegt werden kénne. Der
Beschwerdefiihrer verfige mit seiner Frau auBerdem uber ein schitzenswertes Familienleben. Die Fortsetzung des
gemeinsamen Familienlebens in der Russischen Fdéderation sei aufgrund des Asylstatus der Frau betreffend die
Russische Foderation nicht méglich.

1.9 Am 20.06.2019 langte zusatzlich eine - an sich verspatete - Beschwerde des Migrantinnen Verein St. Marx am
Bundesverwaltungsgericht ein.

1.8 Im Rahmen einer mundlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am 08.06.2021 wurde der
Beschwerdefiihrer erneut zu seinen Fluchtgrinden sowie integrativen Aspekten befragt und seine Frau, XXXX ,

einvernommen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat nach Durchfihrung einer Beschwerdeverhandlung wie folgt erwogen:
1. Feststellungen

1.1 Die Identitdt des Beschwerdefuhrers (im Folgenden: BF) steht fest, er ist Staatsangehdriger der Russischen
Foderation und stammt aus dem Dorf XXXX in Tschetschenien, Russland. Der BF gehort der tschetschenischen
Volksgruppe an und bekennt sich zum islamischen Glauben. Er spricht Tschetschenisch, Russisch und wenig Deutsch.
Der BF ist gesund und arbeitsfahig. Er hat ein ihn nicht weiter beeintrachtigendes Taubheitsgefthl in der Hand,
welches er auch in der Russischen Fdderation behandeln liel3. Er benutzt ein Massagegerat fur zuhause. Der BF war nie
politisch oder religids tatig und gehdrte keiner Partei an.

1.2 Der BF reiste erstmals im Jahr 2005 in die Slowakei um dort einen Asylantrag zu stellen und anschlieBend ins
Osterreichische Bundesgebiet, wo er am 06.12.2005 einen Asylantrag stellte, welcher jedoch aufgrund der
Zustandigkeit der Slowakei gemalR § 5 AsylG 1997 zuriickgewiesen wurde. Der BF stellte anschlieBend erneut am
13.04.2006 einen Asylantrag in der Slowakei, Uber welchen negativ entschieden wurde. Danach kehrte der BF zurlck in
die Russische Foderation, in sein Heimatdorf in Tschetschenien, wo er bis 2011 blieb. Am 05.12.2011 stellte der BF
einen Asylantrag in Polen, dessen Entscheidung er jedoch nicht abwartete und stellte am 10.04.2012 einen Asylantrag
in Frankreich, Gber welchen negativ entschieden wurde. Der BF kehrte somit im Februar 2014 wieder freiwillig zurtick
in die Russische Foderation, in sein Heimatdorf in Tschetschenien, wo er bis zum 21.11.2014 blieb. Am 19.12.2014
reiste der BF - nach einer Zugreise von Osetien nach XXXX - schlepperunterstltzt aus der Russischen Féderation aus
und gelangte erneut illegal ins Osterreichische Bundesgebiet, wo der BF am 23.12.2014 den gegenstandlichen
Asylantrag stellte.

1.3 Den Kontakt zu seiner spateren Ehefrau, XXXX , stellte die Tante des BF im Jahre 2005 her, der BF lernte diese im
Jahr 2013 oder 2014 Uber Skype besser kennen und heiratete sie am XXXX nach muslimischen Recht und am
18.02.2015 standesamtlich in Osterreich. Die Ehefrau des BF ist ebenfalls russische Staatsangehérige und
asylberechtigt in Osterreich. Sie spricht mittlerweile gut Deutsch. Der BF und seine Ehefrau vereinbarten, dass der BF
2014 als Asylwerber von Tschetschenien nach Osterreich kommt.

Der BF hat in Tschetschenien die Grundschule besucht. In Osterreich ging er bisher keiner Erwerbstatigkeit nach und
ist nicht selbsterhaltungsfahig. Seine Ehefrau arbeitete geringfiigig als Verkauferin in einem Bekleidungsgeschaft,
wofUr sie etwa 400 Euro netto verdiente. Zusatzlich erhielt sie staatliche Unterstltzung. Zuletzt absolvierte sie einen
Visagisten Kurs und versucht derzeit, eine Ausbildung als Pflegeassistentin zu beginnen, um als Heimpflegekraft zu
arbeiten. Der BF wohnt bei seiner Ehefrau. In ihrer Freizeit gehen die beiden gemeinsam spazieren und treffen eine
befreundete Familie.

1.4 Der BF ist strafrechtlich unbescholten. Der BF verfligt (iber wenige soziale Kontakte in Osterreich.

1.5 In der Russischen Foderation leben die Mutter und ein Onkel aus XXXX sowie weitere Verwandte der Mutter und
des Vaters des BF, zu welchen der BF guten Kontakt hat und welchen ihn wahrend seiner Aufenthalte in der
Russischen Foderation unterstlitzten. Sein Vater ist an einer Krankheit verstorben.

1.6 Nicht als Sachverhalt zugrunde gelegt werden samtliche Angaben des BF zu den behaupteten
Bedrohungssituationen in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation. Es kann nicht festgestellt werden, dass
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der BF einer konkreten Verfolgung bzw. Bedrohung aufgrund seiner Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung ausgesetzt ist. Im Entscheidungszeitpunkt konnte keine
aktuelle Gefahrdung des BF in der Russischen Foderation festgestellt werden.

1.7 Es ist dem BF jedenfalls mdglich und zumutbar, sich in der Russischen Fdderation, entweder in Tschetschenien
selbst oder auch in anderen Landesteilen niederzulassen und anzumelden sowie durch eigene Erwerbstatigkeit seinen
Lebensunterhalt zu bestreiten. Viele russische Stadte verfligen Uber eine grof3e tschetschenische Diaspora und bieten
die starkeren Metropolen und Regionen Russlands bei vorhandener Arbeitswilligkeit auch Chancen fir russische
Staatsangehorige aus den Kaukasusrepubliken. Der BF hat auch Zugang zu Sozialbeihilfen, Krankenversicherung und
medizinischer Versorgung.

Es ist dem BF zumutbar, unter Einhaltung der Bestimmungen des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes (NAG) legal

zu seiner Ehefrau zuzuwandern.

Dem BF droht im Falle der Rickkehr in die Russische Féderation keine Folter oder unmenschliche Behandlung. Ihm
droht im Falle der Ruckkehr in die Russische Foderation auch keine Verfolgung wegen der Asylantragstellung oder
wegen des langjahrigen Aufenthaltes auRerhalb der Russischen Fdderation.

Die aktuell vorherrschende COVID-19 Pandemie bildet kein Rickkehrhindernis. Der BF ist gesund und gehort mit Blick
auf sein Alter und das Fehlen physischer (chronischer) Vorerkrankungen keiner spezifischen Risikogruppe betreffend
COVID-19 an. Es besteht keine hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass der BF bei einer Rickkehr in die Russische
Foderation eine COVID-19 Erkrankung mit schwerwiegendem oder toédlichem Verlauf bzw. mit dem Bedarf einer
intensivmedizinischen Behandlung bzw. einer Behandlung in einem Krankenhaus erleiden wirde.

1.8 Landerfeststellungen zum Herkunftsstaat des BF:
Politische Lage
Letzte Anderung: 04.09.2020

Die Russische Fdderation hat ca. 143 Millionen Einwohner (GIZ 7.2020c; vgl. CIA 28.2.2020). Russland ist eine
Prasidialdemokratie mit foderativem Staatsaufbau. Der Prasident verfugt Uber weit reichende exekutive Vollmachten,
insbesondere in der AuBen- und Sicherheitspolitik (GIZ 7.2020a; vgl. EASO 3.2017). Er ernennt auf Vorschlag der
Staatsduma den Vorsitzenden der Regierung, die stellvertretenden Vorsitzenden und die Minister, und entlasst sie (GIZ
7.2020a). Wladimir Putin ist im Marz 2018 bei der Prasidentschaftswahl mit 76,7% im Amt bestatigt worden
(Standard.at 19.3.2018; vgl. FH 4.2.2019). Die Wahlbeteiligung lag der Nachrichtenagentur TASS zufolge bei knapp 67%
und erflllte damit nicht ganz die Erwartungen der Prasidialadministration (Standard.at 19.3.2018). Putins wohl
starkster Widersacher Alexej Nawalny durfte nicht bei der Wahl kandidieren. Er war zuvor in einem von vielen als
politisch motiviert eingestuften Prozess verurteilt worden und rief daraufhin zum Boykott der Abstimmung auf, um die
Wahlbeteiligung zu dricken (Presse.at 19.3.2018; wvgl. FH 4.2.2019). Oppositionelle Politiker und die
Wahlbeobachtergruppe Golos hatten mehr als 2.400 VerstdRe gezahlt, darunter mehrfach abgegebene Stimmen und
die Behinderung von Wahlbeobachtern. Wahler waren demnach auch massiv unter Druck gesetzt worden, an der Wahl
teilzunehmen. Auch die Wahlkommission wies auf mutmalfiliche Manipulationen hin (Tagesschau.de 19.3.2018; vgl. FH
1.2018). Putin kann dem Ergebnis zufolge nach vielen Jahren an der Staatsspitze weitere sechs Jahre das Land fihren
(Tagesschau.de 19.3.2018; vgl. OSCE/ODIHR 18.3.2018).

Die Verfassung wurde per Referendum am 12.12.1993 mit 58,4% der Stimmen angenommen. Sie garantiert die
Menschen- und Burgerrechte. Das Prinzip der Gewaltenteilung ist zwar in der Verfassung verankert, jedoch verflgt der
Prasident tber eine Machtfllle, die ihn weitgehend unabhdangig regieren lasst. Er ist Oberbefehlshaber der Streitkrafte,
tragt die Verantwortung fur die Innen- und AuBenpolitik und kann die Gesetzesentwiirfe des Parlaments blockieren.
Die Regierung ist dem Prasidenten untergeordnet, der den Premierminister mit Zustimmung der Staatsduma ernennt.
Das Zweikammerparlament, bestehend aus Staatsduma und Foderationsrat, ist in seinem Einfluss stark beschrankt.
Am 15. Januar 2020 hat Putin in seiner jahrlichen Rede zur Lage der Nation eine Neuordnung des politischen Systems
vorgeschlagen und eine Reihe von Verfassungsanderungen angektindigt. Dmitri Medwedjew hat den Rucktritt seiner
Regierung erklart. Sein Nachfolger ist der Leiter der russischen Steuerbehérde Michail Mischustin. In dem neuen
Kabinett sind 15 von 31 Regierungsmitgliedern ausgewechselt worden. Die Verfassungsanderungen ermdglichen
Wladimir Putin fir zwei weitere Amtszeiten als Prasident zu kandidieren. Der Volksentscheid tber eine umfassend



gednderte Verfassung fand am 1. Juli 2020 statt, nachdem er aufgrund der Corona Pandemie verschoben worden war.
Bei einer Wahlbeteiligung von ca. 65% der Stimmberechtigten stimmten laut russischer Wahlkommission knapp 78%
fr und mehr als 21% gegen die Verfassungsanderungen. Neben der so genannten Nullsetzung der bisherigen
Amtszeiten des Prasidenten, durch die der amtierende Prasident 2024 und theoretisch auch 2030 zwei weitere Male
kandidieren darf, wird das staatliche Selbstverstandnis der Russischen Foderation in vielen Bereichen neu definiert.
Der neue Verfassungstext beinhaltet deutlich sozialere und konservativere Inhalte als die Ursprungsverfassung aus
dem Jahre 1993 (GIZ 7.2020a). Nach dem Referendum kam es zu Protesten von einigen hundert Personen in Moskau.
Bei dieser nicht genehmigten Demonstration wurden 140 Personen festgenommen. Auch in St. Petersburg gab es
Proteste (MDR 16.7.2020).

Der Foderationsrat ist als ,obere Parlamentskammer” das Verfassungsorgan, das die Foderationssubjekte auf
foderaler Ebene vertritt. Er besteht aus 178 Abgeordneten: Jedes Fdderationssubjekt entsendet je einen Vertreter aus
Exekutive und Legislative in den Foderationsrat. Die Staatsduma mit 450 Sitzen wird fur finf Jahre gewahlt. Es gibt eine
Funfprozentklausel (GIZ 7.2020a; vgl. AA 2.3.2020¢).

Zu den wichtigen Parteien der Russischen Foderation gehdren: die Regierungspartei Einiges Russland (Jedinaja Rossija)
mit 1,9 Millionen Mitgliedern; Gerechtes Russland (Sprawedliwaja Rossija) mit 400.000 Mitgliedern; die Kommunistische
Partei der Russischen Foderation (KPRF) mit 150.000 Mitgliedern, die die Nachfolgepartei der friiheren KP ist; die
Liberaldemokratische Partei (LDPR) mit 185.000 Mitgliedern, die populistisch und nationalistisch ausgerichtet ist; die
Wachstumspartei (Partija Rosta), die sich zum Neoliberalismus bekennt; Jabloko, eine demokratisch-liberale Partei mit
55.000 Mitgliedern; die Patrioten Russlands (Patrioty Rossii), links-zentristisch mit 85.000 Mitgliedern; die Partei der
Volksfreiheit (PARNAS) und die demokratisch-liberale Partei mit 58.000 Mitgliedern (GIZ 7.2020a). Die
Zusammensetzung der Staatsduma nach Parteimitgliedschaft gliedert sich wie folgt: Einiges Russland (343 Sitze),
Kommunistische Partei Russlands (42 Sitze), Liberaldemokratische Partei Russlands (39 Sitze), Gerechtes Russland (23
Sitze), Vaterland-Partei (1 Sitz), Burgerplattform (1 Sitz) (RIA Nowosti 23.9.2016; vgl. Global Security 21.9.2016). Die
sogenannte Systemopposition stellt die etablierten Machtverhéltnisse nicht in Frage und Ubt nur moderate Kritik am
Kreml (SWP 11.2018).

Russland ist eine Fdderation, die (einschlieBlich der international nicht anerkannten Annexion der Republik Krim und
der Stadt foderalen Ranges Sewastopol) aus 85 Fdderationssubjekten mit unterschiedlichem Autonomiegrad besteht.
Die Foderationssubjekte (Republiken, Autonome Gebiete, Autonome Kreise, Gebiete, Regionen und Foderale Stadte)
verflgen Uber jeweils eine eigene Legislative und Exekutive (GIZ 7.2020a; vgl. AA 2.3.2020c). Die Gouverneure der
Foderationssubjekte werden auf Vorschlag der jeweils starksten Fraktion der regionalen Parlamente vom
Staatsprasidenten ernannt. Dabei wahlt der Prasident aus einer Liste dreier vorgeschlagener Kandidaten den
Gouverneur aus (GIZ 7.2020a).

Es gibt acht Foderationskreise (Nordwestrussland, Zentralrussland, Stdrussland, Nordkaukasus, Wolga, Ural, Sibirien,
Ferner Osten), denen jeweils ein Bevollmachtigter des Prasidenten vorsteht. Der Staatsrat der Gouverneure tagt unter
Leitung des Prasidenten und gibt der Exekutive Empfehlungen zu aktuellen politischen Fragen und zu
Gesetzesprojekten. Nach der Eingliederung der Republik Krim und der Stadt Sewastopol in die Russische Foderation
wurde am 21.3.2014 der neunte Foderationskreis Krim gegrindet. Die konsequente Rezentralisierung der
Staatsverwaltung fuhrt seit 2000 zu politischer und wirtschaftlicher Abhangigkeit der Regionen vom Zentrum. Diese
Tendenzen wurden bei der Abschaffung der Direktwahl der Gouverneure in den Regionen und der erneuten
Unterordnung der regionalen und kommunalen Machtorgane unter das foderale Zentrum (,exekutive Machtvertikale")
deutlich (GIZ 7.2020a).

Bei den in einigen Regionen stattgefundenen Regionalwahlen am 8.9.2019 hat die Regierungspartei Einiges Russland
laut Angaben der Wahlleitung in den meisten Regionen ihre Mehrheit verteidigt. Im umkampften Moskauer Stadtrat
verlor sie allerdings viele Mandate (Zeit Online 9.9.2019). Hier stellt die Partei kiinftig nur noch 25 von 45 Vertretern,
zuvor waren es 38. Die Kommunisten, die bisher funf Stadtrate stellten, bekommen 13 Sitze. Die liberale Jabloko-Partei
bekommt vier und die linksgerichtete Partei Gerechtes Russland drei Sitze (ORF 18.9.2019). Die beiden letzten waren
bisher nicht im Moskauer Stadtrat vertreten. Zuvor sind zahlreiche Oppositionskandidaten von der Wahl
ausgeschlossen worden, was zu den grofiten Protesten seit Jahren gefuhrt hat (Zeit Online 9.9.2019), bei denen mehr
als 1.000 Demonstranten festgenommen wurden (Kleine Zeitung 28.7.2019). Viele von den Oppositionskandidaten
haben zu einer "smarten Abstimmung" aufgerufen. Die Burgerinnen sollten jeden wahlen - nur nicht die Kandidaten



der Regierungspartei. Bei den fir die russische Regierung besonders wichtigen Gouverneurswahlen gewannen die
Kandidaten der Regierungspartei tiberall (Zeit Online 9.9.2019).

Quellen:

? AA - Auswartiges Amt (2.3.2020c): Russische Féderation - Politisches Portrait, https://www.auswaertiges-

amt.de/de/aussenpolitik/laender/russischefoederation-node/politisches-portrait/201710, Zugriff 10.3.2020

? CIA - Central Intelligence Agency (28.2.2020): The World Factbook, Central Asia: Russia,
https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/rs.html, Zugriff 10.3.2020

? EASO - European Asylum Support Office (3.2017): COI-Report Russian Federation - State Actors of Protection,
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1489999668_easocoi-russia-state-actors-of-protection.pdf, Zugriff 10.3.2020

? FH - Freedom House (4.2.2019): Jahresbericht zu politischen Rechten und burgerlichen Freiheiten im Jahr 2018 -
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2002603.html, Zugriff 10.3.2020

? GIZ - Deutsche Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit GmbH (7.2020a): Russland, Geschichte und Staat,
https://www.liportal.de/russland/geschichte-staat/#c17836, Zugriff 17.7.2020

? GIZ - Deutsche Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit GmbH (7.2020c): Russland, Gesellschaft,
https://www.liportal.de/russland/gesellschaft/, Zugriff 17.7.2020

? Global ~ Security (21.9.2016): Duma  Election - 18 September 2016,
https://www.globalsecurity.org/military/world/russia/politics-2016.htm, Zugriff 10.3.2020

? Kleine Zeitung (28.7.2019): Mehr als 1.300 Festnahmen bei Kundgebung in Moskau,
https://www.kleinezeitung.at/politik/5666169/Russland_Mehr-als-1300-Festnahmen-bei-Kundgebung-in-Moskau,
Zugriff 10.3.2020

? MDR  16.7.2020): Mehr als 140 Demonstranten in Moskau festgenommen,
https://www.mdr.de/nachrichten/politik/ausland/festnahme-moskau-putin-kritiker-bei-protest-100.html, Zugriff
21.7.2020

? ORF - Observer Research Foundation (18.9.2019): Managing democracy in Russia: Elections 2019,

https://www.orfonline.org/expert-speak/managing-democracy-in-russia-elections-2019-55603/, Zugriff 10.3.2020

? OSCE/ODIHR - Organization for Security and Co-operation in Europe/Office for Democratic Institutions and
Human Rights (18.3.2018): Russian Federation Presidential Election Observation Mission Final Report,
https://www.osce.org/odihr/elections/383577?download=true, Zugriff 10.3.2020

? Presse.at (19.3.2018): Putin: "Das russische Volk schlieBt sich um Machtzentrum zusammen",
https://diepresse.com/home/ausland/aussenpolitik/5391213/Putin_Das-russische-Volk-schliesst-sich-um-
Machtzentrum-zusammen, Zugriff 10.3.2020

? RIA Nowosti (23.9.2016): 72?2 22222222 2027220072 2272202 2 2227772, https://ria.ru/20160923/1477668197.html, Zugriff
10.3.2020

? Standard.at (19.3.2018): Putin sichert sich vierte Amtszeit als Russlands Prasident,
https://derstandard.at/2000076383332/Putin-sichert-sich-vierte-Amtszeit-als-Praesident, Zugriff 10.3.2020

? Tagesschau.de (19.3.2018): Klarer Sieg fur Putin, https://www.tagesschau.de/ausland/russland-wahl-putin-
101.html, Zugriff 10.3.2020

? Zeit Online (9.9.2019): Russische Regierungspartei gewinnt Regionalwahlen,

https://www.zeit.de/politik/ausland/2019-09/russland-kreml-partei-sieg-regionalwahlen-moskau, Zugriff 10.3.2020
Tschetschenien
Letzte Anderung: 09.04.2020

Die Einwohnerzahl Tschetscheniens liegt bei ca. 1,5 Millionen. Laut Aussagen des Republikoberhauptes Ramzan
Kadyrow sollen rund 600.000 Tschetschenen aullerhalb der Region leben - eine Halfte davon in der Russischen

Foderation, die andere Halfte im Ausland. Experten zufolge hat die Halfte von ihnen Tschetschenien wahrend der



Kriege nach dem Zerfall der Sowjetunion verlassen, bei der anderen Halfte handelt es sich um Siedlungsgebiete
auBerhalb Tschetscheniens. Diese entstanden bereits vor Uber einem Jahrhundert, teilweise durch Migration aus dem
Russischen in das Osmanische Reich, und zwar Uber Anatolien bis in den arabischen Raum. Was die Anzahl von
Tschetschenen in anderen russischen Landesteilen anbelangt, so ist es aufgrund der 6ffentlichen Datenlage schwierig,
verlassliche Aussagen zu treffen (OB Moskau 12.2019).

In Tschetschenien gilt Ramzan Kadyrow als Garant Moskaus fiur Stabilitat. Mit Duldung der russischen Staatsfuhrung
hat er in der Republik ein autoritdres Herrschaftssystem geschaffen, das vollkommen auf seine eigene Person
ausgerichtet ist und weitgehend auRerhalb des féderalen Rechtsrahmens funktioniert (OB Moskau 12.2019, vgl. AA
13.2.2019, FH 4.3.2020). Fraglich bleibt auch die féderale Kontrolle Uber die tschetschenischen Sicherheitskrafte, deren
faktische Loyalitat vorrangig dem Oberhaupt der Republik gilt. Im Juni 2016 beschloss das tschetschenische Parlament
die vorzeitige Selbstauflésung, um vorgezogene Neuwahlen parallel zu den Wahlen zum Oberhaupt der Republik
durchzufthren. Bei den russlandweiten Wahlen vom 18.9.2016 lag die Wahlbeteiligung in Tschetschenien weit Uber
dem landesweiten Durchschnitt. Kadyrow wurde laut offiziellen Angaben bei hoher Wahlbeteiligung mit
Uberwaltigender Mehrheit flr eine weitere Amtszeit von finf Jahren gewahlt. Unabhangige Medien berichteten Gber
UnregelmalRigen bei den Wahlen. Auch im Vorfeld der Wahlen hatte Human Rights Watch Uber massive
Druckaustibung auf Kritiker des derzeitigen Machthabers berichtet. Das tschetschenische Oberhaupt bekundet immer
wieder seine absolute Loyalitat gegenuber dem Kreml. Gegen vermeintliche Extremisten und deren Angehdrige, aber
auch gegen politische Gegner, wird rigoros vorgegangen (OB Moskau 12.2019, vgl. AA 13.2.2019). Um die Kontrolle
Uber die Republik zu behalten, wendet Kadyrow unterschiedliche Formen der Gewalt an, wie z.B. Entfihrungen, Folter
und aulergerichtliche Tétungen (FH 4.3.2020, vgl. AA 13.2.2019). Dies kann manchmal auch auBerhalb Russlands
stattfinden. Kadyrow wird verdachtigt, die Ermordung von unliebsamen Personen, die ins Ausland geflohen sind,
angeordnet zu haben (FH 4.3.2020).

Wahrend der mittlerweile Uber zehn Jahre dauernden Herrschaft des amtierenden Republikfihrers Ramzan Kadyrow
gestaltete sich Tschetscheniens Verhaltnis zur Russischen Foderation ambivalent. Einerseits ist Kadyrow bemuht, die
Zugehorigkeit der Republik zu Russland mit Nachdruck zu bekunden, tschetschenischen Nationalismus mit russischem
Patriotismus zu verbinden, Russlands Prasidenten in der tschetschenischen Hauptstadt Grozny als Staatsikone
auszustellen und sich als ,FuBsoldat Putins” zu prasentieren. Andererseits hat er das Fdderationssubjekt
Tschetschenien so weit in einen Privatstaat verwandelt, dass in der Umgebung des russischen Prasidenten die Frage
gestellt wird, inwieweit sich die von Wladimir Putin ausgebaute ,foderale Machtvertikale” dorthin erstreckt. Zu
Kadyrows Eigenmachtigkeit gehort auch eine AuBenpolitik, die sich vor allem an den Mittleren Osten und die gesamte
islamische Welt richtet. Kein anderer regionaler Fihrer beansprucht eine vergleichbare, Uber sein eigenes
Verwaltungsgebiet und die Grenzen Russlands hinausreichende Rolle. Kadyrow inszeniert Tschetschenien als Anwalt
eines russlandischen Vielvolker-Zusammenhalts, ist aber langst zum ,inneren Ausland” Russlands geworden.
Deutlichster Ausdruck dieser Entwicklung ist ein eigener Rechtszustand, in dem islamische und gewohnheitsrechtliche
Regelungssysteme sowie die Willkiir des Republikfuhrers in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands geraten (SWP
3.2018).

Ein Abkommen von September 2018 Uber die Abtretung von umstrittenem Territorium von Inguschetien an
Tschetschenien hatte politische Unruhen in Inguschetien zur Folge (OB Moskau 12.2019). Der Konflikt um die
Grenzziehung flammt immer wieder auf. Im Mdrz 2019 wurden Proteste in Inguschetien gewaltsam aufgeldst, wobei
manche Teilnehmer koérperlich gegen die Polizei Widerstand leisteten. 33 Personen wurden festgenommen (HRW
14.1.2020). Die Proteste hatten auBerdem den Rucktritt des inguschetischen Prasidenten Junus-bek Jewkurow im Juni
2019 zur Folge (OB Moskau 12.2019). Jewkurows Nachfolger ist Machmud-Ali Kalimatow (NZZ 29.6.2019).

Quellen:

? AA - Auswartiges Amt (13.2.2019): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen
Foderation,  https://www.ecoi.net/en/file/local/1458482/4598_1551701623_auswaertiges-amt-bericht-ueber-die-asyl-
und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-russischen-foederation-stand-dezember-2018-13-02-2019.pdf, Zugriff
10.3.2020

? FH - Freedom House (4.3.2020): Jahresbericht zu politischen Rechten und burgerlichen Freiheiten im Jahr 2019 -
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2025879.html, Zugriff 5.3.2020



? HRW - Human Rights Watch (14.1.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtssituation im Jahr 2019 - Russland,
https://www.ecoi.net/de/dokument/2022681.html, Zugriff 3.3.2020

? NZZ - Neue Zircher Zeitung (29.6.2019): Die Nordkaukasus-Republik Inguschetien ist innerlich zerrissen,
https://www.nzz.ch/international/nordkaukasus-inguschetien-nach-protesten-innerlich-zerrissen-1d.1492435,  Zugriff
11.3.2020

? OB Moskau (12.2019): Asyllanderbericht Russische Foderation,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2025975/RUSS_%C3%96B_Bericht_2019_12.pdf, Zugriff 10.3.2020

? SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik (3.2018): Tschetscheniens Stellung in der Russischen Foderation. Ramsan
Kadyrows Privatstaat und Wladimir Putins féderale Machtvertikale, https://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2018S01_hlb.pdf, Zugriff 10.3.2020

Sicherheitslage
Letzte Anderung: 09.04.2020

Wie verschiedene Anschlage mit zahlreichen Todesopfern in den letzten Jahren gezeigt haben, kann es in Russland,
auch auBerhalb der Kaukasus-Region, zu Anschlagen kommen (AA 19.3.2020a, vgl. BMeiA 19.3.2020, GIZ 2.2020d, EDA
19.3.2020). Die russischen Behdrden halten ihre Warnung vor Anschlagen aufrecht und rufen weiterhin zu besonderer
Vorsicht auf (AA 19.3.2020a, vgl. BMeiA 19.3.2020, EDA 19.3.2020). Trotz verscharfter SicherheitsmalRinahmen kann das
Risiko von Terrorakten nicht ausgeschlossen werden. Die russischen Sicherheitsbehérden weisen vor allem auf eine
erhdhte Gefahrdung durch Anschlége gegen offentliche Einrichtungen und gréBere Menschenansammlungen hin
(Untergrundbahn, Bahnhofe und Zige, Flughafen etc.) (EDA 19.3.2020).

Russland tritt als Protagonist internationaler Terrorismusbekampfung auf und begriindet damit seinen Militareinsatz
in Syrien. Vom Beginn des zweiten Tschetschenienkriegs 1999 bis ins Jahr 2013 sah es sich mit 75 grolReren
Terroranschlagen auf seinem Staatsgebiet konfrontiert, die Hunderten Zivilisten das Leben kosteten. Verantwortlich
dafir war eine Uber Tschetschenien hinausgehende Aufstandsbewegung im Nordkaukasus. Die gewaltsamen
Zwischenfalle am Stdrand der Russischen Fdderation gingen 2014 um 46% und 2015 um weitere 51% zurtick. Auch im
Global Terrorism Index, der die Einwirkung des Terrorismus je nach Land misst, spiegelt sich diese Entwicklung wider.
Nach der Militérintervention in Syrien Ende September 2015 erklarte der sogenannte Islamische Staat (IS) Russland
den Dschihad und Gbernahm die Verantwortung fur den Abschuss eines russischen Passagierflugzeugs Gber dem
agyptischen Sinai mit 224 Todesopfern. Seitdem ist der Kampf gegen die Terrormiliz zu einer Parole russischer Aul3en-
und Sicherheitspolitik geworden, auch wenn der russische Militéreinsatz in Syrien gewiss nicht nur von diesem Ziel
bestimmt ist, sondern die GroBmachtrolle Russlands im Mittleren Osten starken soll. Moskau appelliert beim Thema
Terrorbekampfung an die internationale Kooperation (SWP 4.2017).

Eine weitere Tatergruppe ruckt in Russland ins Zentrum der Medienaufmerksamkeit, namlich Islamisten aus
Zentralasien. Die Zahl der Zentralasiaten, die beim sog. IS kampfen, wird auf einige tausend geschatzt
(Deutschlandfunk 28.6.2017).

Quellen:

? AA - Auswartiges Amt (19.3.2020a): Russische Foderation: Reise- und Sicherheitshinweise,
https://www.auswaertiges-amt.de/de/russischefoederationsicherheit/201536#content_0, Zugriff 19.3.2020

? BMeiA (19.3.2020): Reiseinformation Russische Foderation, https://www.bmeia.gv.at/reise-
aufenthalt/reiseinformation/land/russische-foederation/, Zugriff 19.3.2020

? Deutschlandfunk (28.6.2017):  Anti-Terrorkampf in Dagestan. Russische Methoden,
https://www.deutschlandfunk.de/anti-terrorkampf-in-dagestan-russische-methoden.724.de.html|?
dram:article_id=389824, Zugriff 19.3.2020

? EDA - Eidgendssisches Departement fur auswartige Angelegenheiten (19.3.2020): Reisehinweise flur Russland,
https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-reisehinweise/russland/reisehinweise-fuerrussland.html,
Zugriff 19.3.2020



? GIZ - Deutsche Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit GmbH (2.2020d): Russland, Alltag,
https://www.liportal.de/russland/alltag/#c18170, Zugriff 19.3.2020

? SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2017): Russland und der Nordkaukasus im Umfeld des globalen
Jihadismus, https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2017A23_hlb.pdf, Zugriff 19.3.2020

Nordkaukasus
Letzte Anderung: 09.04.2020

Die Menschenrechtsorganisation Memorial beschreibt in ihrem Bericht Gber den Nordkaukasus vom Sommer 2016
eindrucklich, dass die Sicherheitslage fur gewdhnliche Burger zwar stabil ist, Aufstandische einerseits und Kritiker der
bestehenden Systeme sowie Meinungs- und Menschenrechtsaktivisten andererseits weiterhin repressiven
MalRnahmen und Gewalt bis hin zum Tod ausgesetzt sind (AA 13.2.2019). In internationalen sicherheitspolitischen
Quellen wird die Lage im Nordkaukasus mit dem Begriff ,,low level insurgency” umschrieben (SWP 4.2017).

Das Kaukasus-Emirat, das seit 2007 den islamistischen Untergrundkampf im Nordkaukasus koordiniert, ist seit Ende
2014 durch das Uberlaufen einiger Feldkommandeure zum sog. IS von Spaltungstendenzen erschittert und
geschwécht (SWP 10.2015, vgl. OB Moskau 12.2019). Der IS verstirkte 2015 seine russischsprachige Propaganda in
Internet-Foren wie Furat Media, ohne dass die Behorden laut Nowaja Gazeta diesem Treiben grof3e Aufmerksamkeit
widmeten. Am 23. Juni 2015 rief der IS-Sprecher Muhammad al-Adnani ein ,Wilajat Kavkaz“, eine ,Provinz Kaukasus”,
als Teil des IS-Kalifats aus. Es war ein propagandistischer Akt, der nicht bedeutet, dass der IS in dieser Region
militarisch prasent ist oder sie gar kontrolliert, der aber den zunehmenden Einfluss dieser Terrormiliz auf die
islamistische Szene im Nordkaukasus symbolisiert. Zuvor hatten mehr und mehr ideologische und militarische Fihrer
des Kaukasus-Emirats dem ,Kalifen” Abu Bakr al-Baghdadi die Treue geschworen und sich von al-Qaida abgewandt.
Damit bestatigte sich im islamistischen Untergrund im Nordkaukasus ein Trend, dem zuvor schon Dschihad-Netzwerke

in Nordafrika, Jemen, Pakistan und Afghanistan gefolgt waren (SWP 10.2015).

Ein Risikomoment flur die Stabilitdt in der Region ist die Verbreitung des radikalen Islamismus. Innerhalb der
extremistischen Gruppierungen verschoben sich etwa ab 2014 die Sympathien zur regionalen Zweigstelle des sog. IS,
die mittlerweile das Kaukasus-Emirat praktisch vollstandig verdrangt haben soll. Dabei sorgt nicht nur Propaganda und
Rekrutierung des IS im Nordkaukasus fur Besorgnis der Sicherheitskrafte. So wurden Mitte Dezember 2017 im
Nordkaukasus mehrere Kampfer getotet, die laut Angaben des Anti-Terrorismuskomitees dem IS zuzurechnen waren.
Das rigide Vorgehen der Sicherheitskrafte, aber auch die Abwanderung islamistischer Kdmpfer in die Kampfgebiete in
Syrien und in den Irak, haben dazu gefuhrt, dass die Gewalt im Nordkaukasus in den vergangenen Jahren deutlich
zurlickgegangen ist (OB Moskau 12.2019). 2018 erzielten die Strafverfolgungsbehérden maRgebliche Erfolge, die
Anzahl terroristisch motivierter Verbrechen wurde mehr als halbiert. Sechs Terroranschlage wurden verhindert und
insgesamt 50 Terroristen getétet. In der ersten Halfte des Jahres 2019 nahm die Anzahl bewaffneter Vorfalle im
Vergleich zum Vorjahr weiter ab. Der gréte Anteil an Gewalt im Nordkaukasus entfallt weiterhin auf Dagestan und
Tschetschenien (OB Moskau 12.2019).

Im Jahr 2018 sank die Gesamtzahl der Opfer des bewaffneten Konflikts im Nordkaukasus gegentber 2017 um 38,3%,
und zwar von 175 auf 108 Personen. Von allen Regionen des Fdderationskreis Nordkaukasus hatte Dagestan die
grote Zahl der Toten und Verwundeten zu verzeichnen; Tschetschenien belegte den zweiten Platz (Caucasian Knot
30.8.2019).

Im Jahr 2019 liegt die Gesamtopferzahl des Konfliktes im Nordkaukasus [Anm.: durch Addieren aller Quartalsberichte
von Caucasian Knot] bei 44 Personen, davon wurden 31 getdtet (Caucasian Knot 9.9.2019, Caucasian Knot 14.9.2019,
Caucasian Knot 18.12.2019, Caucasian Knot 11.3.2020).

Quellen:

? AA - Auswartiges Amt (13.2.2019): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen
Foderation, https://www.ecoi.net/en/file/local/1458482/4598_1551701623_auswaertiges-amt-bericht-ueber-die-asyl-
und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-russischen-foederation-stand-dezember-2018-13-02-2019.pdf, Zugriff
19.3.2020

? Caucasian Knot (30.8.2019): In 2018, the count of conflict victims in Northern Caucasus dropped by 38%,
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/reduction_number_victims_2018/, Zugriff 19.3.2020



? Caucasian Knot (9.9.2019): 21 people fell victim to armed conflict in Northern Caucasus in Q1 of 2019,
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/48385/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (14.9.2019): In Quarter 2 of 2019, 10 people fell victim to armed conflict in Northern Caucasus,
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/48465/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (18.12.2019): In 3rd quarter of 2019, seven persons fell victim to armed conflict in Northern
Caucasus, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/49431/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (11.3.2020): Infographics. Statistics of victims in Northern Caucasus in Quarter 4 of 2019 under
the data of Caucasian Knot, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/50267/, Zugriff 19.3.2020

? OB Moskau (12.2019): Asyllanderbericht Russische Foderation,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2025975/RUSS_%C3%96B_Bericht_2019_12.pdf, Zugriff 19.3.2020

? SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik (10.2015): Reaktionen auf den »Islamischen Staat« (ISIS) in Russland und
Nachbarlandern, http://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2015A85_hlb.pdf, Zugriff 19.3.2020

? SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2017): Russland und der Nordkaukasus im Umfeld des globalen
Jihadismus, https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2017A23_hlb.pdf, Zugriff 19.3.2020

Tschetschenien
Letzte Anderung: 09.04.2020

Als Epizentrum der Gewalt im Kaukasus galt lange Zeit Tschetschenien. Die Republik ist in der Topographie des
bewaffneten Aufstands mittlerweile aber zurlickgetreten; angeblich sind dort nur noch kleinere Kampfverbande aktiv.
Dafur kampfen Tschetschenen in zunehmender Zahl an unterschiedlichen Fronten aul3erhalb ihrer Heimat - etwa in
der Ostukraine sowohl auf Seiten pro-russischer Separatisten als auch auf der ukrainischen Gegenseite, sowie in
Syrien und im Irak (SWP 4.2015). In Tschetschenien konnte der Kriegszustand Uberwunden und ein Wiederaufbau
eingeleitet werden. In einem Prozess der ,Tschetschenisierung” wurde die Aufstandsbekampfung im zweiten
Tschetschenienkrieg an lokale Sicherheitskrafte delegiert, die sogenannten Kadyrowzy. Diese auf den ersten Blick
erfolgreiche Strategie steht aber kaum fir nachhaltige Befriedung (SWP 4.2017).

Im Jahr 2018 wurden in Tschetschenien mindestens 35 Menschen Opfer des bewaffneten Konflikts, von denen
mindestens 26 getdtet und neun weitere verletzt wurden. Unter den Opfern befanden sich drei Zivilisten (zwei getotet,
einer verletzt), elf Exekutivkrafte (drei getotet, acht verletzt) und 21 Aufstandische (alle getdtet). Im Vergleich zu 2017,
als es 75 Opfer gab, sank die Gesamtopferzahl 2018 um 53,3% (Caucasian Knot 30.8.2019). 2019 wurden in
Tschetschenien im Rahmen des bewaffneten Konflikts sechs Personen getttet und funf verletzt [Anm.: durch Addieren
aller Quartalsberichte von Caucasian Knot] (Caucasian Knot 9.9.2019, Caucasian Knot 14.9.2019, Caucasian Knot
18.12.2019, Caucasian Knot 11.3.2020).

Quellen:

? Caucasian Knot (30.8.2019): In 2018, the count of conflict victims in Northern Caucasus dropped by 38%,
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/reduction_number_victims_2018/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (9.9.2019): 21 people fell victim to armed conflict in Northern Caucasus in Q1 of 2019,
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/48385/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (14.9.2019): In Quarter 2 of 2019, 10 people fell victim to armed conflict in Northern Caucasus,
https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/48465/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (18.12.2019): In 3rd quarter of 2019, seven persons fell victim to armed conflict in Northern
Caucasus, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/49431/, Zugriff 19.3.2020

? Caucasian Knot (11.3.2020): Infographics. Statistics of victims in Northern Caucasus in Quarter 4 of 2019 under
the data of Caucasian Knot, https://www.eng.kavkaz-uzel.eu/articles/50267/, Zugriff 19.3.2020

? SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2015): Dagestan: Russlands schwierigste Teilrepublik, http://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2015_S08_hlb_isaeva.pdf, Zugriff 19.3.2020

? SWP - Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2017): Russland und der Nordkaukasus im Umfeld des globalen



Jihadismus, https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2017A23_hlb.pdf, Zugriff 19.3.2020
Rechtsschutz / Justizwesen
Letzte Anderung: 04.09.2020

Es gibt in der Russischen Foderation Gerichte bezlglich Verfassungs-, Zivil-, Verwaltungs- und Strafrecht. Es gibt den
Verfassungsgerichtshof, den Obersten Gerichtshof, fdoderale Gerichtshdéfe und die Staatsanwaltschaft. Die
Staatsanwaltschaft ist verantwortlich fur Strafverfolgung und hat die Aufsicht Uber die RechtmaRigkeit der Handlungen
von Regierungsbeamten. Strafrechtliche Ermittlungen werden vom Ermittlungskomitee geleitet (EASO 3.2017). Die
russischen Gerichte sind laut Verfassung unabhangig, allerdings kritisieren sowohl internationale Gremien (EGMR -
Europaischer Gerichtshof fir Menschenrechte, EuR - Europdischer Rat) als auch nationale Organisationen
(Ombudsmann, Menschenrechtsrat) regelmaRig Missstande im russischen Justizwesen. Einerseits kommt es immer
wieder zu politischen Einflussnahmen auf Prozesse, andererseits beklagen viele Birger die schleppende Umsetzung
von Urteilen bei zivilrechtlichen Prozessen (OB Moskau 12.2019). Der Judikative mangelt es auch an Unabhingigkeit
von der Exekutive, und berufliches Weiterkommen in diesem Bereich ist an die Einhaltung der Praferenzen des Kremls
gebunden (FH 4.3.2020).

In Strafprozessen kommt es nur sehr selten zu Freispriichen der Angeklagten. Am 1. Oktober 2019 trat eine Reform
des russischen Gerichtswesens in Kraft, mit der eigene Gerichte fir Berufungs-und Kassationsverfahren geschaffen
wurden, sowie die Moglichkeit von Sammelklagen eingefiihrt wurde. Wenngleich diese Reformen ein Schritt in die
richtige Richtung sind, bleiben grundlegende Mangel des russischen Gerichtswesens bestehen (z.B. de facto
~Schuldvermutung” im Strafverfahren, informelle Einflussnahme auf die Richter, etc.). Laut einer Umfrage des Lewada-
Zentrums Uber das Vertrauen der Bevdlkerung in die staatlichen Institutionen Ende 2018 rangieren die Gerichte, die
Staatsanwaltschaft und die Polizei eher im unteren Bereich. 33% der Befragten zweifeln daran, dass man den
Gerichten vertrauen kann, 25% sind Uberzeugt, dass die Gerichte das Vertrauen der Bevdlkerung nicht verdienen und
nur 28% geben an, ihnen zu vertrauen (OB Moskau 12.2019). Der Kampf der Justiz gegen Korruption steht mitunter im
Verdacht einer Instrumentalisierung aus wirtschaftlichen bzw. politischen Griinden (OB Moskau 12.2019; vgl. AA
13.2.2019). So wurde in einem aufsehenerregenden Fall der amtierende russische Wirtschaftsminister Alexej Uljukaew
im November 2016 verhaftet und im Dezember 2017 wegen Korruptionsvorwirfen seitens des machtigen Leiters des
Rohstoffunternehmens Rosneft zu einer mehrjahrigen Haftstrafe verurteilt (OB Moskau 12.2019).

2010 ratifizierte Russland das 14. Zusatzprotokoll der Europaischen Menschenrechtskonvention (EMRK), das
Anderungen im Individualbeschwerdeverfahren vorsieht. Das 6. Zusatzprotokoll iiber die Abschaffung der Todesstrafe
ist zwar unterschrieben, wurde jedoch nicht ratifiziert. Der russische Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat jedoch das
Moratorium Uber die Todesstrafe im Jahr 2009 bis zur Ratifikation des Protokolls verldngert, sodass die Todesstrafe de
facto abgeschafft ist. Auch das Rdmer Statut des Internationalen Strafgerichtshofs wurde von Russland nicht ratifiziert.
Spannungsgeladen ist das Verhaltnis der russischen Justiz zu den Urteilen des EGMR. Moskau sieht im EGMR ein
politisiertes Organ, das die Souveranitit Russlands untergraben méchte (OB Moskau 12.2019). Im Juli 2015 stellte der
russische  Verfassungsgerichtshof klar, dass bei einer der russischen Verfassung widersprechenden
Konventionsauslegung seitens des EGMR das russische Rechtssystem aufgrund der Vorrangstellung des Grundgesetzes
gezwungen sein wird, auf die buchstabliche Befolgung der Entscheidung des StraBburger Gerichtes zu verzichten.
Diese Position des Verfassungsgerichtshofs wurde im Dezember 2015 durch ein Foderales Gesetz unterstitzt, welches
dem VfGH das Recht einraumt, Urteile internationaler Menschenrechtsinstitutionen nicht umzusetzen, wenn diese
nicht mit der russischen Verfassung in Einklang stehen (OB Moskau 12.2019; vgl. AA 13.2.2019, USDOS 11.3.2020). Der
russische Verfassungsgerichtshof zeigt sich allerdings um grundsatzlichen Einklang zwischen internationalen
gerichtlichen Entscheidungen und der russischen Verfassung bemuaht. Mit Ende 2018 waren beim EGMR 11.750
Antrage aus Russland anhangig. Im Jahr 2018 wurde die Russische Foderation in 238 Fallen wegen einer Verletzung der
Europaischen Menschenrechtskonvention (EMRK) verurteilt. Besonders zahlreich sind KonventionsverstdRBe wegen
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung und VerstéRBe gegen das Recht auf Leben, insbesondere im
Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt in Tschetschenien oder der Situation in den russischen Gefangnissen.
AuBerdem werden Verstof3e gegen das Recht auf Freiheit und Sicherheit, das Recht auf ein faires Verfahren und das
Recht auf ein wirksames Rechtsmittel geriigt (OB Moskau 12.2019).

Am 10.2.2017 fallte das Verfassungsgericht eine Entscheidung zu Artikel 212.1 des Strafgesetzbuchs, der wiederholte



VerstoRe gegen das Versammlungsrecht als Straftat definiert. Die Richter entschieden, die Abhaltung einer
Jhichtgenehmigten” friedlichen Versammlung allein stelle noch keine Straftat dar. Am 22.2.2017 Uberprifte das
Oberste Gericht das Urteil gegen den Aktivisten Ildar Dadin, der wegen seiner friedlichen Proteste eine Freiheitsstrafe
auf Grundlage von Artikel 212.1. erhalten hatte, und ordnete seine Freilassung an. Im Juli 2017 trat eine neue
Bestimmung in Kraft, wonach die Behérden Personen die russische Staatsbirgerschaft aberkennen kdnnen, wenn sie
diese mit der ,Absicht” angenommen haben, die ,Grundlagen der verfassungsmaRigen Ordnung des Landes
anzugreifen”. NGOs kritisierten den Wortlaut des Gesetzes, der nach ihrer Ansicht Spielraum fir willkurliche
Auslegungen bietet (Al 22.2.2018). Bei den Protesten im Zuge der Kommunal- und Regionalwahlen in Moskau im Juli
und August 2019, bei denen mehr als 2.600 Menschen festgenommen wurden, wurde teils auf diesen Artikel (212.1)
zurlckgegriffen (Al 16.4.2020).

Die Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis unterscheidet nicht nach Merkmalen wie ethnischer Zugehorigkeit,
Religion oder Nationalitdt. Es gibt jedoch Hinweise auf selektive Strafverfolgung, die auch sachfremd, etwa aus
politischen Grinden oder wirtschaftlichen Interessen, motiviert sein kann (AA 13.2.2019).

Repressionen Dritter, die sich gezielt gegen bestimmte Personen oder Personengruppen wegen ihrer ethnischen
Zugehorigkeit, Religion, Nationalitdt oder Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe richten, dul3ern sich
hauptsachlich in homophoben, fremdenfeindlichen oder antisemitischen Straftaten, die von Seiten des Staates nur in
einer Minderheit der Falle zufriedenstellend verfolgt und aufgeklart werden (AA 13.2.2019).

Quellen:

? AA - Auswartiges Amt (13.2.2019): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen
Foderation,  https://www.ecoi.net/en/file/local/1458482/4598_1551701623_auswaertiges-amt-bericht-ueber-die-asyl-
und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-russischen-foederation-stand-dezember-2018-13-02-2019.pdf, Zugriff
10.3.2020

? Al - Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The State of the World's Human
Rights - Russian Federation, https://www.ecoi.net/de/dokument/1425086.html, Zugriff 10.3.2020

? Al - Amnesty International (16.4.2020): Bericht zur Menschenrechtslage (Berichtszeitraum 2019),
https://www.ecoi.net/de/dokument/2028170.html, Zugriff 16.6.2020

? EASO - European Asylum Support Office (3.2017): COI-Report Russian Federation - State Actors of Protection,
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1489999668_easocoi-russia-state-actors-of-protection.pdf, Zugriff 10.3.2020

? FH - Freedom House (4.3.2020): Jahresbericht zu politischen Rechten und burgerlichen Freiheiten im Jahr 2019 -
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2025879.html, Zugriff 5.3.2020

? OB Moskau (12.2019): Asyllanderbericht Russische Foderation,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2025975/RUSS_%C3%96B_Bericht_2019_12.pdf, Zugriff 10.3.2020

? USDOS - United States Department of State (11.3.2020): Jahresbericht zur Menschenrechtslage im Jahr 2019 -
Russland, https://www.ecoi.net/de/dokument/2026343.html, Zugriff 12.3.2020

Tschetschenien und Dagestan
Letzte Anderung: 09.04.2020

Das russische foderale Recht gilt fiir die gesamte Russische Foderation, einschlieBlich Tschetscheniens und Dagestans.
Neben dem russischen foderalen Recht spielen sowohl Adat als auch Scharia eine wichtige Rolle in Tschetschenien.
Republiksoberhaupt Ramzan Kadyrow unterstreicht die Bedeutung, die der Einhaltung des russischen Rechts
zukommt, verweist zugleich aber auch auf den Stellenwert des Islams und der tschetschenischen Tradition (EASO
9.2014).

Das Adat ist eine Art Gewohnheitsrecht, das soziale Normen und Regeln festschreibt. Dem Adat-Recht kommt in
Zusammenhang mit der tschetschenischen Lebensweise eine mafRgebliche Rolle zu. Aligemein gilt, dass das Adat fur
alle Tschetschenen gilt, unabhangig von ihrer Clanzugehorigkeit. Das Adat deckt nahezu alle gesellschaftlichen
Verhéltnisse in Tschetschenien ab und regelt die Beziehungen zwischen den Menschen. Im Laufe der Jahrhunderte
wurden diese Alltagsregeln von einer Generation an die nachste weitergegeben. Das Adat ist in Tschetschenien in
Ermangelung einer Zentralregierung bzw. einer funktionierenden Gesetzgebung erstarkt. Daher dient das Adat als



Rahmen fur die gesellschaftlichen Beziehungen. In der tschetschenischen Gesellschaft ist jedoch auch die Scharia von
Bedeutung. Die meisten Tschetschenen sind sunnitische Muslime und gehdren der sufistischen Glaubensrichtung des
sunnitischen Islams an [Anm. d. Staatendokumentation: fiir Informationen beziglich Sufismus vgl.: OIF Monographien
(2013): Glaubensrichtungen im Islam]. Der Sufismus enthalt unter anderem auch Elemente der Mystik. Eine sehr kleine
Minderheit der Tschetschenen sind Salafisten (EASO 9.2014). Scharia-Gerichtsbarkeit bildet am Sidrand der
Russischen Féderation eine Art ,alternativer Justiz”. Sie steht zwar in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands, wird
aber, mit Einverstandnis der involvierten Parteien, fir Rechtsprechung auf lokaler Ebene eingesetzt (SWP 4.2015).
Somit herrscht in Tschetschenien ein Rechtspluralismus aus russischem Recht, traditionellen Gewohnheitsrecht (Adat),
einschlieBlich der Tradition der Blutrache, und Scharia-Recht. Hinzu kommt ein Geflecht an Loyalitdten, das den
Einzelnen bindet. Nach Ansicht von Kadyrow stehen Scharia und traditionelle Werte Uber den russischen Gesetzen (AA
13.2.2019). Somit bewegt sich die Republik Tschetschenien in Wirklichkeit aulRerhalb der Gerichtsbarkeit des
russischen Rechtssystems, auch wenn sie theoretisch darunter fallt. Dies legt den Schluss nahe, dass sowohl Scharia
als auch Adat zur Anwendung kommen, und es unterschiedliche Auffassungen bezuglich der Frage gibt, welches der
beiden Rechte einen starkeren Einfluss auf die Gesellschaft austbt. Formal gesehen hat das russische foderale Recht
Vorrang vor Adat und Scharia (EASO 9.2014). Die Einwohner Tschetscheniens sagen jedoch, dass das fundamentale
Gesetz in Tschetschenien "Ramzan sagt" lautet, was bedeutet, das

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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